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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Die im Vorjahr vom Nationalrat Gberwiesene Motion der Sozialdemokratin Aeppli (ZH)
fir die Verwahrung von Gewalttdatern mit schweren Persdnlichkeitsstérungen fand
auch im Standerat ungeteilte Zustimmung. Die Absicht eines Mitglieds der Jungen SVP
des Kantons Bern, eine Volksinitiative flr die Wiedereinfiihrung der Todesstrafe zu
lancieren, erzeugte zwar grosses Aufsehen in den Medien, verlief aber im Sande. Die
Leitung der Berner SVP hatte fir den Fall der Lancierung mit einem Parteiausschluss
gedroht. '

Der Bundesrat gab den Kantonen Basel-Land, Basel-Stadt, Bern, Genf, Tessin und
Waadt die Erlaubnis, vom Herbst an Versuche mit dem elektronisch iliberwachten
Strafvollzug zu beginnen. Dabei werden Personen, die zu einer klrzeren Freiheitsstrafe
verurteilt worden sind, mit einem am Fuss- oder Handgelenk befestigten Sender
Uberwacht und kénnen ihre Strafe zu Hause oder an einem anderen zugewiesenen Ort
(z.B. gemeinnltziger Arbeitsplatz) absitzen. ?

Die Flucht des in der neuenburgischen Strafanstalt Bellevue verwahrten
Sexualstraftaters Jean-Louis B. im Zuge eines begleiteten Ausgangs am 27.6.2011
provozierte eine Motion Rickli (svp, ZH), die eine Anderung des StGB fordert, nach
welcher Hafturlaube und Ausgédnge fiir alle Verwahrten ausgeschlossen sind. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da Vollzugséffnungen flr die
Erstellung von Prognosen Uber die Gemeingeféahrlichkeit von Tatern unerlasslich seien.
Rickli hat zusatzlich zusammen mit dem Sekretariat der SVP-Schweiz einen
Mustervorstoss verfasst, der an die SVP-Fraktion in samtlichen Kantonsparlamenten
gehen wird. Darin wird die jeweilige Regierung aufgefordert, einen Bericht Uber die
Zustandigkeiten bei der Gewahrung von Ausgangen zu erstellen und Ausgange im
geschlossenen Vollzug zu streichen. In Reaktion auf den Fall Jean-Louis B. hatte der
Kanton Bern vorlaufig séamtliche begleiteten Ausgédnge und Urlaube fur
Gemeingefahrliche gestrichen. *

Als Reaktion auf die zunehmenden Falle von Gewalt und Drohungen gegen Beamte,
seien es Polizistinnen und Polizisten, Beamte in Sozialdiensten oder bei
Betreibungsamtern, reichte der Kanton Bern im Oktober 2016 eine Standesinitiative
ein, mit der er bei Gewalt und Drohung gegen Behdrden und Beamte zwingend eine
Freiheitsstrafe forderte. Im Januar 2017 bzw. im Februar 2018 gaben die
Rechtskommissionen beider Rate der Standesinitiative Folge. *

Im Fruhjahr 2020 verlangerte der Standerat die Frist fur die Berner Standesinitiative
mit der Forderung nach einer zwingenden Freiheitsstrafe bei Gewalt und Drohung
gegen Behdrden und Beamte um zwei Jahre. Uber den einschlagigen Strafrahmen
konne das Parlament im Zuge der laufenden Strafrahmenharmonisierung entscheiden,
deren Verabschiedung deshalb abgewartet werden solle, begrindete die zustéandige
Rechtskommission das Vorgehen. °

Mit der Harmonisierung der Strafrahmen, die in der Wintersession 2021 vom Parlament
verabschiedet worden war, wurden die Strafbestimmungen flr Gewalt und Drohung
gegen Behorden und Beamte verscharft. Die RK-SR erachtete das Anliegen der
Standesinitiative des Kantons Bern, die eine zwingende Freiheitsstrafe bei ebendiesen
Delikten verlangte, damit im Kern als erfullt und beantragte im Frihling 2022, die
Initiative abzuschreiben. Der Standerat folgte im Sommer 2022 diesem Antrag
stillschweigend und stimmte der Abschreibung - ebenso wie jener der Standesinitiative
des Kantons Tessin (Kt.lv. 14.301) - zu. Gleichzeitig lehnte er es ab, der Standesinitiative
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des Kantons Waadt (Kt.lv. 11.312) mit &hnlichem Anliegen Folge zu geben. °

Ebenso wie der Stadnderat erachtete die Mehrheit der RK-NR das Anliegen der
Standesinitiative des Kantons Bern firr eine zwingende Freiheitsstrafe bei Gewalt gegen
Behérden und Beamte durch die Harmonisierung der Strafrahmen im Grunde
genommen als erflllt. Sie beantragte folglich im Sommer 2022, die Initiative
abzuschreiben. Eine Kommissionsminderheit vertrat hingegen die Ansicht, dass das
Anliegen nur ungeniigend - mit einem «Mikrokompromissli», wie Minderheitsvertreter
Mauro Tuena (svp, ZH) im Ratsplenum sagte - umgesetzt worden sei und pladierte gegen
Abschreiben. Der Nationalrat folgte im Herbst 2022 dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und schrieb die Initiative mit 94 zu 80 Stimmen bei 2
Enthaltungen ab. Sie ist damit - ebenso wie die Standesinitiativen des Kantons Waadt
(Kt.lv. 11.312) und des Kantons Tessin (Kt.Iv. 14.301) mit &hnlichen Anliegen - erledigt. ’

Grundrechte

Die 2007 eingereichten Standesinitiativen von Bern (07.300) und Basel-Stadt (07.310),
welche beide die Unterzeichnung und Ratifizierung der Menschenhandelskonvention
des Europarates forderten, wurden abgeschrieben, da die Konvention bereits 2008
unterzeichnet worden war. Das Ubereinkommen bezweckt die Bekdmpfung aller
Formen von Menschenhandel auf inner- und zwischenstaatlicher Ebene. Die Schweiz
erfillt weitgehend die Anforderungen der Konvention, nur bezlglich des
ausserprozessualen Zeugenschutzes besteht Handlungsbedarf. Der Bundesrat plant
deshalb die Schaffung einer nationalen Zeugenschutzstelle. Jahrlich werden
voraussichtlich zehn bis fiinfzehn Personen ins Zeugenschutzprogramm aufgenommen
werden. Zum Einsatz kommt das Programm ausschliesslich dort, wo die Zeugenaussage
wesentlich dazu beitragt, Delikte der Schwerstkriminalitéat aufzuklaren. Der Bundesrat
rechnet mit Kosten von 150'000 Franken pro Fall. Das Parlament erméchtigte den
Bundesrat zur Ratifizierung der Konvention und stimmte dem Gesetzesentwurf Gber
den ausserprozessualen Zeugenschutz (ZeugSG) zu. 8

Innere Sicherheit

Verbesserte Ermittlungsverfahren versprach man sich im Berichtsjahr auch von DNA-
Profil-Datenbanken. Mit den damit modglichen Analysen kdnnen biologische
Taterspuren (Blut, Speichel, Hautteilchen, Haare etc.) eindeutig einer Person
zugeordnet werden. Eine vom EJPD im Einvernehmen mit den kantonalen
Polizeidirektoren eingesetzte Expertenkommission empfahl, eine solche Datenbank
zentral beim Bund einzurichten. Da es sich bei diesem ,genetischen Fingerabdruck®,
der allerdings keine Informationen Uber die Gene an sich enthéalt, um besonders
schitzenswerte Daten handelt, wirde die Datenbank einer gesetzlichen Grundlage
bedlrfen. In ersten Kommentaren in den Medien wurde die Nutzlichkeit derartiger
Analysen bei der Aufklarung und Verhinderung von schweren Verbrechen durch
Wiederholungstater hervorgestrichen, gleichzeitig aber heftige Kritik am Vorschlag der
Experten vorgebracht, moglichst alle erkennungsdienstlich behandelten Personen darin
zu erfassen. Nationalrat Widmer (sp, LU) reichte eine Motion ein, in welcher er
rechtliche Grundlagen fur den Schutz der Persénlichkeitsrechte verlangt. Insbesondere
sollen DNA-Profile von Personen, die sich nach der erkennungsdienstlichen Behandlung
als unschuldig erwiesen haben, wieder geléscht werden. Der Kanton Bern, welcher
bereits Uber eine DNA-Profil-Sammlung verfugt, mochte allerdings nicht auf eine
bundesweite Regelung warten. Seine Regierung gab einen Gesetzesentwurf in die
Vernehmlassung, der jedoch als datenschitzerisch ungentigend kritisiert wurde. *
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Polizei

Immer wieder berichtete die Presse im Jahr 2016 von der vermehrten Gewalt gegen
Polizistinnen und Polizisten und der zunehmenden Brutalitat der Angriffe. Waren im
Jahr 2000 noch knapp 800 Anzeigen wegen Gewalt und Drohung gegen Behdérden und
Beamte eingegangen, verzeichnete die Kriminalstatistik 2015 deren 2800 - mehr als
dreimal so viele wie zu Beginn des Jahrtausends. Der Verband Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB) sowie verschiedene Kantons- und Stadtpolizeien monierten
abnehmenden Respekt und zunehmende Ricksichtslosigkeit gegentber den Beamten.
Die Situation habe sich in den vergangenen Jahren stark verschlimmert, konstatierte
VSPB-Generalsekretar Max Hofmann gegenlber dem Tages-Anzeiger, und dennoch
stosse man bei der Politik auf «taube Ohren». Zusammen mit dem Tessiner Verein
«Amici delle Forze di Polizia Svizzere» und dem Verband der Tessiner
Kommunalpolizeien lancierte der VSPB deshalb eine Online-Petition mit der Forderung
nach scharferen Strafen bei Gewalt gegen die Polizei. Damit wollte er den Druck auf
die Politik erhéhen, denn durch deren bisherige Untatigkeit - eine Petition des VSPB
aus dem Jahr 2010 sowie mehrere Standesinitiativen (VD: Kt.Iv. 11.312; GE: Kt.lv. 12.306;
TI: Kt.lv. 14.301) waren im Parlament noch pendent - fuhlten sich die Polizeibeamten
nicht mehr ernst genommen, so Hofmann. Besonders betroffen seien die
Ordnungskréafte in den Stadten, wo sie - vor allem in Zlrich und Bern - immer wieder
ins Visier der linksextremen Szene gelangten oder im Rahmen von emotionsgeladenen
Sportveranstaltungen mit Hooligans zu tun héatten. Doch auch einzelne, «schlecht
gelaunte Mitmenschen» wirden etwa im Rahmen von Personenkontrollen vermehrt
ausfallig oder sogar gewalttatig, schilderte das St. Galler Tagblatt. Die Prasidentin des
VSPB, Johanna Bundi Ryser, bezeichnete die Situation in derselben Zeitung als
«alarmierend». Eine Gesetzesverscharfung allein 16se das Problem zwar nicht, aber die
jetzige Strafpraxis sei «inakzeptabel»; Gewalt durfe fir Polizistinnen und Polizisten kein
Berufsrisiko sein. Von einem hoheren Strafmass erhoffte sie sich vor allem eine
abschreckende Wirkung.

Politische Unterstltzung erhielt das Anliegen schliesslich von den beiden Nationalraten
Bernhard Guhl (bdp, AG) und Marco Romano (cvp, Tl) sowie Nationalrdtin Sylvia
Fliickiger-Bani (svp, AG). Wahrend die Aargauer SVP-Vertreterin eine entsprechende
Motion einreichte, setzten Romano und Guhl auf parlamentarische Initiativen. Guhl
versprach zudem als Président der parlamentarischen Gruppe fur Polizei- und
Sicherheitsfragen, die Parlamentsangehdrigen flr das Thema sensibilisieren zu wollen.
Auch in den Kantonsparlamenten, wo gemass NZZ «die Klagen der Beamten unmittelbar
vernommen werden», wurde das Thema debattiert. So legte etwa der Kanton Bern eine
weitere Standesinitiative (Kt.Iv. 16.317) fur die Verschéarfung der Strafen nach. ™

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

In der Sommersession 2008 reichten die Kantone Bern, Freiburg, St. Gallen, Tessin und
Zug Standesinitiativen ein, welche alle im Kern dasselbe forderten: einen stéarkeren
Jugendschutz vor gewaltvollen Videospielen. Die Forderungen reichten von einem
gezielten schweizweiten Schutz von Jugendlichen und Kindern vor solchen Spielen, mit
einer einheitlichen Alterskennzeichnung und einem Verkaufsverbot von nicht
altersgerechten Computer- und Videospielen als Mindestforderung (Kt.lv. ZG 10.302),
Uber ein generelles Herstellungs- und Verkaufsverbot (Kt.lv. BE 08.316, Kt.Iv. Tl 09.314,
Kt.lv. FR 09.332), bis hin zu einem Herstellungs- und Verkaufsverbot mit zusatzlichem
Ausbau des Jugendschutzes (Kt.lv. SG 09.313). Im Sommer 2010 hiessen die beiden Réte
zwei Motionen gut, die ebenfalls ein Verkaufsverbot (Mo. 07.3870), oder gar ein
Herstellungs- und Verkaufsverbot (Mo. 09.3422) verfolgten. Da es keinen Sinn ergebe,
dass sich das Parlament parallel Uber dieselbe Gesetzesvorlage beuge wie der
Bundesrat, die RK-SR den dringenden Handlungsbedarf in diesem Bereich jedoch
anerkenne, entschied sie in der Frihlingssession 2011 einstimmig, den Gesetzesentwurf
des Bundesrates abzuwarten und die Beratung der Standesinitiativen damit fiir mehr
als ein Jahr auszusetzen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission und Stande-
und Nationalrat nahmen den Antrag auf Sistierung in der Herbst- und Wintersession
2011 stillschweigend und diskussionslos an. "
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Nachdem die RK-SR die Vorpriifung der fiinf Standesinitiativen (Kt.lv. BE 08.316; Kt.Iv.
SG 09.313; Kt.lv. Tl 09.314; Kt.lv. FR 09.332; Kt.lv. ZG 10.302) wieder aufgenommen
hatte, nachdem sie zuvor zehn Jahre lang sistiert gewesen waren, kam sie zum Schluss,
dass die Forderungen der funf Standesinitiativen fir einen starkeren Schutz von
Jugendlichen vor gewaltvollen Videospielen im Entwurf des Bundesrates zum neuen
Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiel einbezogen
wirden und dass beide Kammern im Rahmen der Debatte Uber das Gesetz ihre
Anliegen einbringen kénnen. Da damit keine weiteren Massnahmen nétig seien,
beantragten die RK-SR sowie die RK-NR, den kantonalen Begehren keine Folge zu
geben. Die beiden Rate folgten diesen Antrégen diskussionslos und stillschweigend. ™
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